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Satzung der Technischen Universität Darm-

stadt für die Festsetzung von Zulassungszah-

len in zulassungsbeschränkten Studiengängen 

Aufgrund des § 2 Abs. 6 TUD-Gesetz sowie des §3 
Abs. 1 des Gesetzes zum Staatsvertrag über die Ver-

gabe über die Errichtung einer gemeinsamen Einrich-
tung für Hochschulzulassung vom 15. Dezember 
2009 (GVBl. I Nr. 22 S.705) erlässt das Präsidium der 
Technischen Universität Darmstadt am 15. April 
2010 die nachstehende Satzung: 

§ 1 

In den nachfolgend aufgeführten Studiengängen werden zur Aufnahme von Studienanfängerinnen und 
Studienanfängern in das erste Fachsemester sowie zur Aufnahme von Studierenden in höhere Fachsemes-

ter an der Technischen Universität Darmstadt zum Wintersemester 2010/2011 folgende Zulassungszahlen 

festgesetzt: 

(1) Studiengänge mit dem Abschluss Bachelor (B.Sc., B.A.), Lehramt an Gymnasien (LaG) oder Master 

(M.Sc., M.A., M.Ed.) : 

 

Studiengang 
Fachsemester 

1 2 3 4 5 6 

Wirtschaftswissenschaften (Joint B.A.) 32          
Wirtschaftsingenieurwesen / MB (B.Sc.) 296          
Wirtschaftsinformatik (B.Sc.) 104          
Wirtschaftsingenieurwesen / ET (B.Sc.) 86          
Wirtschaftsingenieurwesen / BI (B.Sc.,) 83          
Philosophie / Ethik (LaG) 90 0         
Politikwissenschaft (Joint B.A.) 47 0         
Politik und Wirtschaft (LaG) 30 0         
Politikwissenschaft (B.A.) 24 0         
Internationale Studien, Friedens- und Konflikt-

forschung (M.A.) 

gemeinsam mit der Uni Frankfurt 

60 0         

Politische Theorie (M.A.) 36 0         
Geschichte (Joint B.A.) 60 0         
Geschichte (LaG) 25 0         
Geschichte der Moderne (B.A.) 25 0         
Deutsch (LaG) 30 0 25 0 25 0 

Germanistik (Joint B.A.) 45 0     

Körperpflege (B.Ed.) 30           
Pädagogik (B.A.) 0 0         
Psychologie (B.Sc.) 67 0 66 0 66 0 

Biologie (B.Sc.) 130 0         
Biologie (LaG) 38 0         
Architektur (B.Sc.) 216 0 205   0     
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(2) In den nachfolgend aufgeführten Studiengängen werden die Zahlen der zum Sommersemester 2011 als 

Studienanfänger in das erste Fachsemester aufzunehmenden Studenten sowie die Zulassungszahlen für die 

höheren Fachsemester wie folgt festgesetzt: 

 

 

Studiengang 
Fachsemester 

1 2 3 4 5 6 

Wirtschaftswissenschaften (Joint B.A.) 0           
Wirtschaftsingenieurwesen / MB (B.Sc.) 0           
Wirtschaftsinformatik (B.Sc.) 0           
Wirtschaftsingenieurwesen / ET (B.Sc.) 0           
Wirtschaftsingenieurwesen / BI (B.Sc.,) 0           
Philosophie / Ethik (LaG) 0           
Politikwissenschaft (Joint B.A.) 0           
Politik und Wirtschaft (LaG) 0           
Politikwissenschaft (B.A.) 0           
Internationale Studien, Friedens- und Konflikt-

forschung (M.A.) 

gemeinsam mit der Uni Frankfurt 

0           

Politische Theorie (M.A.) 0           
Geschichte (Joint B.A.) 0           
Geschichte (LaG) 0           
Geschichte der Moderne (B.A.) 0           
Deutsch (LaG) 0 25 0 25 0 25 

Germanistik (Joint B.A.) 0      

Körperpflege (B.Ed.) 0           
Pädagogik (B.A.) 0           
Psychologie (B.Sc.) 0 66 0 66 0 66 

Biologie (B.Sc.) 0           
Biologie (LaG) 0           
Architektur (B.Sc.) 0 205   0  205     

 

§ 2 

(1) In den in § 1 aufgeführten Studiengängen werden Bewerberinnen und Bewerber 

1.  in das erste Fachsemester nach der Vergabeverordnung Hessen in der jeweils gültigen Fassung und der 
Satzung der Technischen Universität Darmstadt für das Hochschulauswahlverfahren in zulassungsbe-

schränkten Studiengängen vom 12. Juni 2006 (Satzungsbeilage zur Universitätszeitung der Techni-

schen Universität Darmstadt Nr. 1.06, S. 13); 

2.  in höhere Fachsemester nach Maßgabe der Vorschriften der Vergabeverordnung Hessen in der jeweils 

gültigen Fassung  

zugelassen und von der Universität aufgenommen. 

(2) Für die nicht in § 1 genannten Studiengänge bestehen keine Zulassungsbeschränkungen.  

(3) Das Präsidium kann einen Studienbeginn nur zu einem Wintersemester oder nur zu einem Sommerse-

mester vorsehen, wenn dies zur Gewährleistung der Studierbarkeit im Sinne von § 1 Abs. 2 TUD-Gesetz 

erforderlich ist.
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§ 3 

 

(1) Soweit für höhere Fachsemester Zulassungszahlen festgesetzt sind, werden Bewerber für diese Fachse-

mester in dem Umfang aufgenommen, als die Zahl der im entsprechenden Fachsemester eingeschriebenen 

Studenten die jeweils festgesetzten Zulassungszahlen unterschreitet. 

 

(2) In den in § 1 genannten Studiengängen findet eine Zulassung für höhere Fachsemester auch bei Unter-

schreitung der für das jeweilige Fachsemester festgesetzten Zulassungszahl abweichend von Abs. 1 nicht 

statt, wenn die Gesamtzahl der den Fachsemestern mit Zulassungsbeschränkungen zuzuordnenden Studen-

ten des betreffenden Studiengangs die Summe der für diesen Studiengang festgesetzten Zulassungszahlen 

erreicht oder überschreitet. 

 

 

§ 4 

 

(1) Weist ein Bewerber Prüfungs- oder Studienleistungen und Studienzeiten aus anderen Studiengängen 

nach, wird er dem Umfang der angerechneten Leistungen und Zeiten entsprechend in ein höheres Fachse-

mester zugelassen. 

 

(2) Das Fachsemester wird durch die zuständige Prüfungskommission festgesetzt. 

 

 

§ 5 

 

Erreicht die Zahl der Bewerber für einen der in § 1 Abs. 1 und 2 aufgeführten Studiengänge die dort festge-

setzten Zulassungszahlen nicht, so erhöhen sich die Zulassungszahlen der derselben Lehreinheit zugeord-

neten Studiengänge im Verhältnis der Lehrnachfrage bei der Lehreinheit. 

 

 

§ 6 

 

(1) In den in § 1 genannten Studiengängen ist eine Immatrikulation als Gast- oder Zweithörer nur für sol-

che Unterrichtsveranstaltungen möglich, in denen keine Laborplätze oder andere feste Arbeitsplätze benö-

tigt werden. 

 

(2) Studierende, die bereits in einem Studiengang an der TU Darmstadt immatrikuliert sind, können sich in 

einem Studiengang nach § 1 nur einschreiben, wenn die bisherigen Leistungen einen erfolgreichen Ab-

schluss in beiden Studiengängen erwarten lassen. In Zweifelsfällen ist eine Befürwortung durch die zustän-

dige Prüfungskommission vorzulegen. 

 

 

§ 7  

 

(1) Soweit in dieser Satzung keine Regelungen getroffen werden, gilt ergänzend die Verordnung über die 

Vergabe von Studienplätzen in zulassungsbeschränkten Studiengängen außerhalb zentraler Verfahren an 

den Hochschulen des Landes Hessen (Vergabeverordnung Hessen) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

(2) Diese Satzung tritt am 1. Juli 2010 in Kraft; sie tritt mit Ablauf des 30. September 2011 außer Kraft. Sie 

wird in der Satzungsbeilage der Universitätszeitung der TUD veröffentlicht. 

 

Darmstadt, den 25.05.2010  

 

  

  Der Präsident 

 Der Technischen Hochschule Darmstadt 
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Satzung der Technischen Universität Darmstadt 

zur Regelung der Bekanntmachung von 

Satzungen der Technischen Universität Darmstadt 

 

Aufgrund des § 31 Abs. 4 HHG  
(Hessisches Hochschulgesetz vom 14. Dezember 2009, GVBl. I, S. 666) 

erlässt 
das Präsidium der Technischen Universität Darmstadt 

am 18. März 2010  
zur Regelung der Bekanntmachung von Satzungen 

der Technischen Universität Darmstadt 
die nachstehende Satzung: 

 
§ 1 

Bekanntmachung von Satzungen  

(1) Satzungen der Technischen Universität Darmstadt werden durch 
Veröffentlichung in der Satzungsbeilage der Universitätszeitung  
bekannt gemacht. Die Satzungsbeilage kann in einer Teilauflage der 
Universitätszeitung oder elektronisch publiziert werden. 
 
(2) Die Satzungsbeilagen sowie alle für den Bereich der Technischen 
Universität Darmstadt geltenden Satzungen werden darüber hinaus in 
einem zentralen Verzeichnis auf einer Internetseite der Technischen 
Universität Darmstadt zur Einsichtnahme durch die Öffentlichkeit 
bereitgestellt. 

§ 2 

Ausfertigung 

Die von dem zuständigen Gremium beschlossenen Satzungen sind nach der 
Genehmigung der Präsidentin oder des Präsidenten der TU Darmstadt von 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Gremiums für die 
Bekanntmachung auszufertigen. Bei genehmigungspflichtigen Satzungen 
sind Tag und Aktenzeichen der Genehmigung anzugeben 
(Ausfertigungsvermerk). 
 
 

§ 3  

In-Kraft-Treten  

Diese Satzung tritt am 1. April 2010 in Kraft und wird im Staatsanzeiger 
für das Land Hessen sowie der Satzungsbeilage zur Universitätszeitung der 
Technischen Universität Darmstadt veröffentlicht. 
 
 
Darmstadt, den 18. März 2010 
 
Der Präsident  
der Technischen Universität Darmstadt 
 
 
 
Prof. Dr. Hans Jürgen Prömel 
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Aufgrund des § 7 Abs. 4 Nr. 5 TU Darmstadt - Gesetz (Gesetz zur 
organisatorischen Fortentwicklung der Technischen Universität Darmstadt 
vom 05. Dezember 2004, GVBl. I S. 382 in der Fassung vom 14. Dezember 
2009, GVBl. I S. 699) i.V.m. § 12 Abs.1 S. 4 Hessisches Hochschulgesetz 
vom 24. Dezember 2009 (GVBl. Nr. 22 S. 666) – HHG: 
 
 

Satzung der Technischen Universität Darmstadt zum Schutz 
personenbezogener Daten in Evaluationsverfahren 

 
 
§ 1 Geltungsbereich 

Diese Satzung gilt für die Datenverarbeitung (§ 2 Abs. 2 HDSG1) von 
personenbezogenen Daten die zur Evaluation von Leistungen der 
Hochschule in den Bereichen 
 

• Forschung und künstlerische Entwicklung, 
• Lehre und Studium, 
• Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses,  
• Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und 

Männern  
 

verwendet werden. 
 
§ 2 Evaluation 

(1)  Evaluation im Sinne dieser Satzung sind Verfahren zur Darstellung, 
Analyse und Bewertung von Leistungen auf den in § 1 genannten 
Gebieten einschließlich der Veröffentlichung der Ergebnisse. 

(2) Evaluationsverfahren werden insbesondere durchgeführt zur 
Qualitätssicherung und -verbesserung der Aufgabenerfüllung einer 
Hochschule sowie zur Rechenschaftslegung gegenüber der 
Öffentlichkeit.  

(3) Evaluationsergebnisse dienen der Information der 
hochschulinternen Gremien und Organe sowie der Planung und 
Steuerung der Hochschulentwicklung.  

 
§ 3 Grundsätze 

(1) Mitglieder und Angehörige der Hochschule sind im Rahmen ihrer 
Aufgabenstellung verpflichtet, zur Erfüllung der Hochschulaufgabe 
Evaluation beizutragen.  

(2) Personenbezogene Daten dürfen bei Evaluationsverfahren nur in 
dem Umfang verarbeitet werden, wie dies durch den Evaluationszweck 
unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
gerechtfertigt ist (Erforderlichkeitsgrundsatz nach § 11 Abs. 1 HDSG). 
 

§ 4 Verfahren der Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Soweit personenbezogene Daten nach § 2 Abs. 1 HDSG verarbeitet 
werden, ist die betroffene Person oder der betroffene Personenkreis 
über das Evaluationsverfahren vorher zu informieren. Die Information 

                                                      
1 Hessisches Datenschutzgesetz (HDSG) in der Fassung vom 7. Januar 1999   GVBl. I 1999, 98 
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kann in allgemein zugänglicher Form, insbesondere durch 
Veröffentlichung im Intranet oder durch öffentlichen Aushang im 
Fachbereich, erfolgen. Auf Anfrage ist dem betroffenen Personenkreis 
das Konzept der Evaluation unverzüglich mit Gelegenheit zur 
Stellungnahme zugänglich zu machen. 

(2)  Bei Zweifeln über die datenschutzrechtliche Zulässigkeit der 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten und der Durchführung von 
Befragungen entscheidet das Präsidium auf Antrag. Vor einer 
Entscheidung ist dem bzw. der behördlichen Datenschutzbeauftragten 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3)  Die externe Evaluation erfolgt durch eine Begutachtung und 
Beratung aus der Perspektive Außenstehender (Peer-Review) durch die 
TU Darmstadt. Die Beteiligten sind auf das Datengeheimnis nach § 9 
HDSG zu verpflichten.  

(4) Die Einzelheiten und das Verfahren der externen Evaluation regelt 
das Präsidium in den Evaluationsrichtlinien. 

 
§ 5 Datenarten 

(1) Zu Zwecken der Evaluation werden die nach §§ 12 Abs. 1, 12 Abs. 3 
HHG festgelegten Daten erhoben. Hierzu können folgende 
personenbezogene Daten verarbeitet werden: 

 

a. studienbezogene Daten (alle Daten, die im Rahmen der 
Studenten- und Prüfungsverwaltung für Studierende 
vorliegen, sowie Daten aus Befragungen zur sozialen Lage 
der Studierenden);  

b. lehrbezogene Daten (alle Daten, die im Rahmen der 
Studenten- und Prüfungsverwaltung für Studierende, 
Daten, die im Rahmen der Personalverwaltung für das 
Personal und Daten, die im Rahmen der Durchführung des 
Lehr- und Prüfungsbetriebs vorliegen, sowie Daten aus 
Befragungen zu den Lehrveranstaltungen und zum Lehr- 
sowie Prüfungsangebot); 

c. Daten zum Wissenschaftlichen Nachwuchs (Daten, die 
im Rahmen der Personalverwaltung für das Personal 
vorliegen und Daten aus Befragungen zu Promotionen, 
Habilitationen und anderen Qualifikationsnachweisen); 

d. forschungsbezogene Daten (Daten, die im Rahmen der 
Personalverwaltung für das Personal und Daten, die im 
Rahmen der Finanzverwaltung vorliegen, sowie Daten aus 
Befragungen nach den Leistungen in der Forschung). 

e. gruppenbezogene Daten (Daten, die im Rahmen der 
Studenten- und Prüfungsverwaltung für Studierende, 
Daten, die im Rahmen der Personalverwaltung für das 
Personal und Daten, die im Rahmen der Durchführung des 
Lehr- und Prüfungsbetriebs vorliegen, sowie Daten aus 
Befragungen zu den Lehrveranstaltungen und zum Lehr- 
und Prüfungsangebot). 

(2)  Erfolgt die Befragung online, so sind Vorkehrungen zu treffen, die 
die Anonymität der Befragten sicherstellt und den Datenbestand vor 
einer Deanonymisierung schützt. Eine Protokollierung von 
vollständigen IP-Adressen ist unzulässig. Wird die Befragung  durch die 
Befragten abgebrochen wird, dürfen keine Daten gespeichert werden.  
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§ 6 Verarbeitung der Daten 

(1) Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei 
Evaluationsverfahren erfolgt getrennt von den vorhandenen 
Verwaltungsverfahren. Eine Verbindung beider Verfahren ist nur in dem 
Umfang zulässig, wie Daten aus dem Verwaltungsverfahren zu 
Evaluationszwecken gewonnen werden sollen.  

(2) Die Verarbeitung hat sich auf die für Ziel und Konzept des 
Evaluationsverfahrens erforderlichen personenbezogenen Daten zu 
konzentrieren. Sie ist in der Regel auf typische Merkmale zu 
beschränken; dies gilt insbesondere für Daten, die der Privatsphäre 
zuzurechnen sind (z.B. Alter, Wohnort, Geburtsort, Familienstand, 
Kinderzahl). Soweit ohne Gefährdung des Evaluationszwecks möglich, 
sind Merkmale in Merkmalsgruppen zusammenzufassen. Erfasste Daten 
sind möglichst frühzeitig zu anonymisieren. 

(3) Bei Befragungen sind sowohl die Befragten selbst als auch nach 
Möglichkeit der Personenkreis, über den sich die Befragten äußern 
sollen, über Ziel und Konzept der jeweiligen Untersuchung mit 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu unterrichten. 

(4) Die Weitergabe von Daten aus Evaluationsverfahren an die in § 2 
Abs. 3 genannten Stellen geschieht auf Anfrage unter Angabe des 
Evaluationszwecks sowie der Zuständigkeit der anfragenden Stelle.  

(5) Personenbezogene Daten aus Befragungen dürfen nur für Zwecke 
der Evaluation und der Mittelvergabe im gegenseitigen Einverständnis 
genutzt werden. Hierzu zählen insbesondere Verhandlungen im 
Rahmen der Besoldung. 

(6) Evaluationsergebnisse mit personenbezogenen Daten dürfen nur in 
nichtöffentlicher Sitzung behandelt und Stellen mit Aufsichts- oder 
Steuerungsfunktionen vorgelegt werden; die Beteiligten sind zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten (§ 9 HDSG). 

 

§ 7 Veröffentlichung 

(1) Die Evaluationsergebnisse ohne Bezug zu einzelnen Personen 
werden unter Beachtung des Evaluationszwecks veröffentlicht. Formen 
der Veröffentlichung können insbesondere sein: öffentliche Sitzung, 
Einstellen in elektronische Netze, Aushang (z.B. im Fachbereich), 
Herausgabe eines gedruckten Berichtes. Die jeweilige Form der 
Bekanntmachung ist entsprechend dem Evaluationszweck zu wählen. 

(2) Eine Veröffentlichung von personenbezogenen Daten, die zu 
Evaluationszwecken erhoben worden sind, ist nur mit Einwilligung der 
oder des Betroffenen zulässig. 

 
§ 8 Löschung 

Spätestens ein Jahr nach der Erhebung von Evaluationsdaten ist zu 
prüfen, ob eine weitere personenbezogene Speicherung notwendig ist. 
Archivrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 
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§ 9 In-Kraft-Treten 

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in der 
Satzungsbeilage der Universitätszeitung der TU Darmstadt in Kraft. 

(2) Spätestens vier Jahre nach In-Kraft-Treten legt der Präsident bzw. 
die Präsidentin in Abstimmung mit dem bzw. der 
Datenschutzbeauftragten einen Erfahrungsbericht über die Handhabung 
und Wirksamkeit der Satzung vor, der bei Bedarf auch Vorschläge zur 
Überarbeitung, insbesondere zur Konkretisierung, enthalten soll. 

 
 
Darmstadt, den 08.06.2010 
 
Der Präsident der Technischen Universität Darmstadt 
 
 
 
 
 
 

 

 
 Seite 10


	Deckblatt.pdf
	Inhaltsverzeichnis.pdf
	Satzung-Zulassungszahlen.pdf
	Bekanntmachungssatzung.pdf
	Evaluationssatzung.pdf



